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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Vertrieb 
von Blindenwaren 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 105. Sitzung am 24. April 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates keine Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


&mdE: Bonner Unlversltäts-Budidrudcerel öebr. Scheur, Bohll 
Allein- Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andemaäi, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Vertrieb von Blindenwaren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

S 1 

Unter Hinweis auf die Beschäftigung von 
Blinden oder die Fürsorge für Blinde dürfen 

1. auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen 

qder an anderen öffentlichen Orten, 

2. ohne vorherige Bestellung von Haus zu 

Haus 

nur Blindenwaren (§ 2) und Zusatzwaren 

6) feilgehalten oder Bestellungen auf Blin- 
denwaren und Zusatzwaren gesucht werden. 

§2 

(1) Blindenwaren im Sinne dieses Gesetzes 
sind Waren, die in ihren wesentlichen, das 
Erzeugnis bestimmenden Arbeiten von Blin- 
den hergestellt sind. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt nach Maßgabe des Absatzes 1 durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates nicht bedarf, die Arten der Wa- 
ren, die als Blindenwaren anzusehen sind. 

§3 

(1) Blindenwaren dürfen nach ^ 1 nur ver- 
trieben werden, wenn sie mit der Bezeich- 
nung der Stelle, die sie zuerst in Verkehr 
bringt, sowie mit dem Zeichen für Blinden- 
waren und mit dem Kleinhandelsverkaufs- 
preis versehen sind. 

(2) Für die Abgabe von Blindenwaren an 
Großverbraucher unter dem Kleinhandels- 
verkaufspreis kann die oberste Landesbehörde 
von den Vorschriften des Absatzes 1 ganz 
oder teilweise Befreiung gewähren. 

§4 

(1) Das Zeichen für Blindenwaren (Anlage) 
ist eine Sonne mit drei nach unten gerichte- 
ten Strahlen, nach der zwei Hände greifen; 
darunter steht das Wort „Blindenarbeit". 

(2) Für Waren, die nach § 1 vertrieben 
werden, dürfen andere Zeichen, auch wenn 


sie als Warenzeichen in die Zeichenrolle beij^ 
Patentamt eingetragen sind, zum Hinweis 
auf die Beschäftigung von Blinden oder die 
Fürsorge für Blinde nach Ablauf von sechs 
Monaten seit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht mehr verwandt werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt können solche Zeichen an Stelle 
des Zeichens für Blindenwaren (Absatz 1) 
benutzt werden. 

(3) Das Zeichen für Blindenwaren darf nur 
benutzt werden von 

1 . Inhabern von Betrieben, in denen aus- 
schließlich Blindenwaren hergestellt und in 
denen sehende Personen nur mit den not- 
wendigen Hilfs- und Nebenarbeiten be- 
schäftigt werden (Blindenwerkstätten), 

2. Zusammenschlüssen von Blindenwerkstät- 
ten, welche die von den Blindenwerkstät- 
ten hergestellten Blindenwaren vertreiben, 

wenn sie von der obersten Landesbehörde 
oder der von dieser bestimmten Behörde als 
Blindenwerkstatt oder als Zusammenschluß 
von Blindenwerkstätten anerkannt sind. 

(4) Vor der Anerkennung sind die Orga- 
nisationen der Blinden und des Handwerkes 
zu hören. Die oberste Landesbehörde kann 
statt dessen das Gutachten eines aus vier 
Mitgliedern bestehenden Blindenwarenver- 
triebsausschusses anfordern, den sie aus dem 
Kreise dieser Organisationen beruft. 

§3 

(1) Wer Blindenwaren nach § 1 vertreibt, 
bedarf eines Blinden waren- Vertriebsausweises, 
aus dem hervorgeht, daß die Stelle, welche 
die Blindenwaren zuerst in Verkehr bringt 
(Blindenwerkstatt oder Zusamm<^nschluß von 
Blindenwerkstätten), zur Führung des Zei- 
chens für Blindenwaren berechtigt ist. 

(2) Der Ausweis wird auf Antrag der Stelle, 
welche die Blindenwaren zuerst in Verkehr 
bringt, von der obersten Landesbehörde oder 
der von dieser bestimmten Behörde für die 
Dauer eines Kalenderjahres erteilt. 
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(3) Die Erteilung des Blindenwaren- Ver- 
triebsaus weises ist abzulehnen, wenn Tat- 
sachen vorliegen, welche die Unzuverlässig- 
keit der in Absatz 1 genannten Person hin- 
sichtlich des Vertriebes von Blindenwaren 
dartun. 

(4) Für Blindenwerkstätten, in denen meh- 
rere Blinde beschäftigt werden, und für Zu- 
sammenschlüsse von Blindenwerkstätten darf 
auf je zwei voll beschäftigte Blinde oder eine 
entsprechende Zahl nicht voll beschäftigter 
Blinder nicht mehr als ein Blindenwaren- 
Vertriebsausweis erteilt werden. Für jeden 
allein arbeitenden Blinden darf nur ein Aus- 
weis erteilt werden. 

(5) Der Ausweis ist von der in Absatz 2 
bezeichneten Behörde zurückzunehmen 
Lauf Antrag der in Absatz 1 bezeichneten 

Stelle, 

2. wenn Tatsachen vorliegen, welche die Un- 
zuverlässigkeit des Ausweisinhabers hin- 
sichtlich des Vertriebes von Blindenwaren 

dartun. 

§6 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stimmt durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Art 
und Menge der Waren, die — ohne Blinden- 
waren zu sein — mit Blindenwaren zusam- 
menvertrieben werden dürfen (Zusatzwaren). 
Flierbei sollen nur solche Waren zugelassen 
werden, die im technischen Sinne Zubehör 
sind oder deren gleichzeitiger Vertrieb zur 
Förderung des Absatzes von Blindenwaren 
nicht entbehrt werden kann. Neben Blinden- 
waren dürfen jedoch Waren derselben Art 
nicht als Zusatzwaren zugelassen werden. 

(2) Zusatzwaren müssen auf Auftragsschei- 
nen, Rechnungen oder Werbeschriften aller 
Art deutlich als nicht von Blinden hergestellte 
Waren kenntlich gemacht werden. 

(3) Neben Blindenwaren und Zusatzwaren 
dürfen Waren anderer Art nicht vertrieben 
werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft beruft 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern zur Erstattung von Gutachten in 
grundsätzlichen Fragen des Vertriebes von 
Blindenwaren aus dem Kreise der Organisa- 
tionen der Blinden und des Handwerkes einen 
aus vier Mitgliedern bestehenden Bundesaus- 
schuß für den Vertrieb von Blindenwaren. 


§8 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen 
§ 3 Abs. 1 oder § 4 Abs. 2 verstößt; 

2. das Zeichen für Blindenwaren verwendet, 
ohne nach § 4 Abs. 3 dazu berechtigt zu 
sein; 

3. Blindenwaren vertreibt, ohne im Besitz 
eines Blindenw^aren-Vertriebsauswelses nach 
§ 5 Abs. 1 zu sein; 

4. Waren, die nicht Blindenwaren oder Zu- 
satzwaren sind, unter den Voraussetzun- 
gen des § 1 vertreibt; 

5. einer nach § 6 erlassenen Rechtsvorschrift 
zuwiderhandelt, sofern diese Vorschrift 
ausdrücklich auf die Bußgeldbestimmung 
dieses Gesetzes verweist; 

6. beim Vertrieb von Blindenwaren gegen § 6 
Abs. 2 oder 3 verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Die Einziehung nach den §§17 bis 26 
des Gesetzes über Ordnungs^idrigkeiten ist 
zulässig. 

§9 

§ 56 a Abs. 2 der Gewerbeordnung, die 
Verordnung zur Durchführung des § 56 a 
Abs. 2 der Gewerbeordnung vom 1. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 868) in der Fassung 
der Verordnung vom 6. April 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 623) sowie die Anordnung über 
Art und Menge der Zusatzwaren beim Blin- 
denwarenvertrieb und über Ausnahmen von 
der Verpflichtung zur Kennzeichnung von 
Blindenwaren vom 28. Oktober 1940 (Mini- 
sterialblatt des Reichswirtschaftsministers 
1940 S. 505) werden aufgehoben. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der In diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

S 11 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Anlage zu § 4 Abs. 
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Begründung 


Allgemeines 

Nadi den zur Zeit nicht mehr in vollem Um- 
fange anwendbaren Vorschriften der Ge- 
werbeordnung ist der Vertrieb von Waren 
unter Hinweis auf die Beschäftigung von 
Blinden oder die Fürsorge für Blinde nur 
unter bestimmten Voraussetzungen zulässig, 
um den Käufer vor Übervorteilung und vor 
betrügerischer Ausnutzung seiner Hilfsbereit- 
schaft zu schützen und um auf der anderen 
Seite für echte Blindenwaren einen möglichst 
guten Absatz sicherzustellen. Neben der Her- 
kunftsbezeidinung und neben dem Kleinhan- 
delsverkaufspreis mußte jede von Blinden 
hergestellte Ware ein Blindenwarenzeichen 
tragen. Da dieses Bllndenwarenzeldien nach 
1945 Infolge Wegfall des Trägers, des Reicäis- 
verbandes für das Blindenhandwerk, seine 
Reditsgrundlage verloren hat und da sich 
diesen Umstand unzuverlässige Personen In 
betrügerischer Absicht zunutze gemacht und 
unter Verwendung der Bezeichnung „Blin- 
denware'" von sehenden Arbeitern herge- 
stellte Waren vertrieben haben und noch 
vertreiben, ist es notwendig, die bisher den 
Vertrieb von Blindenwaren regelnden Vor- 
schriften des § 56 a Abs. 2 GewO und der 
Verordnung zur Durchführung des ^ 56 a 
Abs. 2 der Gewerbeordnung vom 1. Oktober 
1934 (Relchsgesetzbl. I S. 868) in der Fassung 
der Verordnung vom 6. April 1940 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 623) an die jetzt gegebene 
Rechts- und Verfassungslage anzupassen. Ins- 
besondere Ist es erforderlich, eine neue Rechts- 
grundlage für die Verpflichtung zu schaffen, 
beim Vertrieb von Blindenwaren ein beson- 
deres Zeichen für Blindenwaren zu verwen- 
den; ferner sind die seinerzeit dem oben ge- 
nannten Reichsverband für das Blindenhand- 
werk übertragenen Hoheitsaufgaben den 
Verwaltungsbehörden zuzuweisen. Die Neu- 
fassung der hier in Betracht kommenden 
Vorschriften ist um so dringender, als weder 
die Verwaltungsbehörden noch die Gerichte 
mangels einer ausreichenden Rechtsgrundlage 
zur Zeit eine Möglichkeit sehen, gegen den 
Vertrieb angeblicher Blinden waren und gegen 
die sonstige mißbräuchliche Ausnutzung der 
in vieler Hinsicht unsicheren Rechtslage auf 
dem Gebiet des Blindenwarenvertriebes vor- 
zugehen, sofern nicht eindeutig der Tatbe- 


stand des Betruges gegeben ist, dessen Nach- 
weis jedoch im Einzelfall regelmäßig auf 
große Schwierigkeiten stößt. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

Die besondere Art der Blindenware macht 
eine Beschränkung Ihres Vertriebes nur not- 
wendig beim Absatz auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlldien 
Orten oder ohne vorgängige Bestellung von 
Haus zu Haus. Im Einzelhandel, von einer 
festen Vertriebsstelle aus, werden Blindenwa- 
ren In der Regel nicht abgesetzt. Dieser Sach- 
lage entsprechend konnte sich die gesetzlldie 
Regelung auf den aus § 1 ersichtlichen Rah- 
men beschränken. 

Im Gegensatz zu der bisherigen Rechtslage 
besteht auf Grund der Fassung des § 1 Klar- 
heit darüber, daß der Vertrieb von Blinden- 
waren auch dann unter die gesetzliche Rege- 
lung fällt, wenn er am Wohnort ausgeübt 
wird. Letzteres ist nach der jetzigen Rechts- 
lage zum mindesten zweifelhaft, weil § 56 a 
Abs. 2 GewO nur für den Absatz von Blin- 
denwaren im Gewerbebetrieb Im Umherzle- 
hen gilt. 

Zu§ 2 

Im § 2 Abs. 2 wird der Bundesminister für 
Wirtschaft ermächtigt, die Arten der Waren 
zu bestimmen, die als Blindenwaren anzuse- 
hen sind, wenn sie in ihren wesentlichen, cias 
Erzeugnis bestimmenden Arbeiten von Blin- 
den hergestellt sind. Damit ist zugleich die 
nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 des Grundge- 
setzes notwendige Begrenzung der Ermäch- 
tigung gegeben. Die Ermächtigung ist not- 
wendie, um Abgrenzungsschwierigkeiten ge- 
genüber Waren auszuschließen, bei denen 
nur Teilarbeiten von Blinden geleistet werden 
können. Die Zustimmung des Bundesrates ist 
nicht erforderlich, da es sich um eine Rege- 
lung handelt, die wesentliche Interessen der 
Länder nicht berührt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift des § 3 Abs. 1 bringt die drei 
sachlichen Voraussetzungen für den Vertrieb 
von Blindenwaren. Diese Regelung entspricht 
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der bisherigen Rechtslage; sie hat sich durch- 
aus bewährt. Die Stelle, die die Blindenwaren 
zuerst in den Verkehr bringt, ist entweder 
die Blindenwerkstatt oder ein Zusammen- 
schluß von Blindenwerkstätten (§ 4 Abs, 2 
Nr. 1 oder Nr. 2). 

Absatz 2 kommt einem dringenden wirt- 
schaftlichen Bedürfnis entgegen und erleich- 
tert die Abwicklung von Großaufträgen. 
Auch diese Regelung entspricht der bisheri- 
gen Rechtslage. 

Zu § 4 

Bei der Wahl des Zeichens für Blindenwaren 
ist im Grundsatz an dem bisherigen Blinden- 
warenzeichen festgehalten worden; es er- 
scheint sehr unzweckmäßig, hier einen Wech- 
sel eintreten zu lassen, da das Sonnenzeichen 
mit den beiden stilisierten Händen dem Ver- 
braucher seit Jahren bekannt ist. 

Absatz 2 regelt die Frage, inwieweit nach 
Inkrafttreten des Gesetzes andere Zeichen 
beim Vertrieb von Blindenwaren noch ver- 
wendet werden dürfen. Der Zweck des Geset- 
zes würde verfehlt werden, wenn die weitere 
Verwendung der nach 1945 auf gekommenen 
Zeichen, auch wenn sie in die Zeichenrolle 
eingetragen worden sind, gestattet würde. 
Eine Übergangszeit von sechs Monaten zur 
Umstellung auf den Gebrauch des nunmehr 
gesetzlich vorgeschriebenen Zeichens ersdieint 
ausreichend. Selbstverständlich können die 
Zeichen für die vom Gesetz nicht erfaßten 
Vertriebsarten weiter benutzt werden. 

Absatz 3 ermächtigt die oberste Landesbe- 
hörde oder die von ihr bestimmte Behörde, 
diejenigen Betriebe, in denen ausschließlich 
Blindenwaren hergestellt werden oder die in 
Blindenwerkstätten hergestellte Ware ver- 
treiben, als Blindenwerkstatt oder als Zu- 
sammenschluß von Blindenwerkstätten an- 
zuerkennen. Dem bisherigen Recht war eine 
solche Anerkennung fremd; sie ist aber sehr 
zweckmäßig und wird erheblich dazu beitra- 
gen, diejenigen Betriebe, die sich illegal auf 
dem Gebiet der Blindenwarenherstellung und 
des Blindenwarenvertriebes betätigten, aus- 
zuschalten und damit Mißstände, insbesondere 
auch auf wettbewerblichem Gebiet, auszu- 
schließen. 

Absatz 4 ist notwendig, um die einheitliche 
Anhörung der Organisationen der Blinden 
und des Handwerkes bei der Anerkennung 
von Blindenwerkstätten und Zusammen- 
schlüssen von Blindenwerkstätten sicherzu- 


stellen. Wird ein Blindenwaren-Vertriebs- 
ausschuß berufen, so soll dieser paritätisch aus 
Vertretern der Blindenorganisationen und 
des Handwerkes zusammengesetzt sein. 

Zu ^ 5 

-Die Notwendigkeit der Vorschrift, beim Ver- 
trieb von Blindenwaren im Besitz eines be- 
sonderen Ausweisoapieres zu sein, ergibt sich 
aus folgendem. Die Mißstände beim Vertrieb 
von Blindenwaren sind im wesentlichen dar- 
auf zurückzuführen, daß der Hinweis auf 
die Blindenwareneigenschaft nach wie vor 
den Absatz erheblich erleichtert und vor al- 
lem den Verbraucher, insbesondere die Haus- 
frauveranlaßt, nicht zu sehr auf den Preis und 
die Preiswürdigkeit der angebotenen Ware zu 
sehen. Man ist, wenn eine Blindenware an- 
geboren wird, gern bereit. Im Interesse der 
Blinden ein Aufgeld zu zahlen, auf alle Fälle 
mehr als für etwa vergleichbare Waren, die 
von sehenden Arbeitern hergestellt sind. Die- 
sen Umstand haben sich unzuverlässige Per- 
sonen zunutze gemacht und die Gutmütig- 
keit und Hilfsbereitschaft des Publikums in 
verwerflicher Weise ausgenutzt. Eine schar- 
fe Kontrolle der Blindenwarenvertreter, die 
sowohl Angestellte als auch selbständige Han- 
delsvertreter sein können, ist daher nicht zu 
entbehren. Sie muß nach zwei Richtungen 
hin durchgeführt werden. Die Persönlichkeit 
des betreffenden Vertreters wird daraufhin 
zu prüfen sein, ob Umstände gegeben sind, 
die den Betreffenden für den Vertrieb von 
Blindenwaren als untragbar erscheinen las- 
sen. Ferner darf die Zahl dieser Vertreter 
nicht zu groß werden. Die Entwicklung in 
den Jahren nach 1945 hat teilweise schon da- 
hin geführt, daß sich die Haustüren nicht 
mehr öffnen, wenn ein Blindenwarenvertreter 
erscheint. Durch die Überzahl der Vertreter 
ist dem Blindenwarenvertrieb erheblich ge- 
schadet worden. Um das leider vielfach schon 
geschwundene Vertrauen der Bevölkerung 
wiederherzustellen, wird eine zahlenmäßige 
Beschränkung der Vertreter nicht entbehrt 
werden können. Diesem Zweck dient der 
Absatz 4 des § 5. 

Da der Besitz des Bllndenwaren-Vertriebs- 
ausweises an das Vertrauensverhältnis zwi- 
schen Blindenwerkstatt oder Zusammenschluß 
von Blindenwerkstätten einerseits und dem 
Vertreter andererseits gebunden ist, muß der 
Ausweis nicht nur Im Fall der Unzuverlässig- 
keit, sondern auch dann zurückgenommen 
werden können, wenn hierum die Stelle blt- 
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tet, auf deren Antrag er seinerzeit ausgestellt 
worden ist. Eventuelle Schadensersatzansprü- 
che des Vertreters gegen die Blindenwerkstatt 
aus dem Vertragsverhältnis bleiben unbe- 
rührt. Solche Ansprüche können z. B. dar- 
auf beruhen, daß die Blindenwerkstatt den 
Antrag auf Zurücknahme des Blindenwa- 
ren-Vertriebsausweises stellt, ohne das Ver- 
tragsverhältnis rechtswirksam aufgelöst zu 
haben oder sonst nach dem Vertrag zur Stel- 
lung des Antrages berechtigt gewesen zu sein. 
Der Blindenwaren-Vertriebsausweis ist seiner 
Natur nach ein gewerberechtliches Ausweis- 
papier, ähnlich wie die Legitimationskarte 
oder der Wandergewerbeschein der Gewer- 
beordnung. Die regelmäßig vorliegende Ver- 
pflichtung, das eine oder das andere Ausweis- 
papier der Gewerbeordnung mit sich zu füh- 
ren, wird durch ^ 5 des Gesetzes nicht be- 
rührt. 

Zu § 6 

Seit einer besonderen Regelung des Absatzes 
von Blindenwaren war die Frage streitig, in- 
wieweit zusammen mit Blindenwaren nodi 
andere Waren vertrieben werden dürfen. 
Nach wie vor stehen die Blindenorganisatio- 
nen auf dem Standpunkt, daß auf den gleich- 
zeitigen Vertrieb sog. Zusatzwaren nicht ver- 
zichtet werden kann, da anderenfalls der Ab- 
satz der Blindenwaren selbst leiden würde. 
Der Entwurf schließt sich in § 6 dieser Auf- 
fassung an, jedoch soll der Kreis der Zusatz- 
waren so eng wie nur möglich gezogen wer- 
den. Als Zusatzwaren werden, soweit sie nicht 
notwendiges Zubehör sind, wie z. B. der Stiel 
zur Scheuerbürste, nur solche Waren in Fra- 
ge kommen, die bei Vertrieb von Blinden- 


waren unentbehrlich sind. Auch hier er- 
scheint es zweckmäßig, den Bundesminister 
für Wirtschaft, der die Zusatzwaren zu be- 
stimmen ermächtigt wird, von der Zustim- 
mung des Bundesrates zu entbinden, weil 
hier gleichfalls wesentliche Interessen der 
Länder nicht berührt werden. 

§ 6 Abs. 2 hat den Zweck, die Vertreter dar- 
an zu hindern, beim Anbieten der Zusatz- 
waren den Eindruck zu erwecken, es handele 
sich um Blindenwaren. 

Zu §7 

Der vom Bundesminister für Wirtschaft zu 
berufende Bundesausschuß für den Vertrieb 
von Blindenwaren hat die Aufgabe, in allen 
grundsätzlichen Fragen als Gutachterstelle 
zur Verfügung zu stehen. Es darf nicht über- 
sehen werden, daß die besondere Art und der 
besondere Charakter des Blindenwarenver- 
triebes und nicht zuletzt auch die schutz- 
würdigen Interessen der Blinden ein solches 
Beratungsgremium unentbehrlich erscheinen 
lassen. 

Zu § 8 

Die Verstöße gegen die den Vertrieb von 
Blindenwaren regelnden Vorschriften sind 
Ordnungswidrigkelten. Eine solche liegt auch 
dann vor, wenn der Täter fahrlässig gehan- 
delt hat. Bei Blindenwarenvertretern wird 
also die Unkenntnis dieses Gesetzes regelmä- 
ßig auf Fahrlässigkeit beruhen. Bei Gesetzes- 
verstößen kann auch eine Bestrafung wegen 
Betruges oder wegen einer anderen Straftat 
in Frage kommen. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Bonn, den 24. April 1953 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 14. März 1953 - 6-61100-453/53 - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 105. Sitzung 
am 24. April 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Vertrieb 
von Blindenwaren 
die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. Der Gesetzentwurf erhält folgende Eingangsformel: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung: 

Der Entwurf bedarf schon deswegen der Zustimmung des Bun- 
desrates, weil § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 3 und 4 und § 5 das Verwal- 
tungsverfahren der landeseigenen Verwaltung im Sinne von 
Artikel 84 Abs. 1 GG regeln. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bui\desminister für Wirtschaft bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedarf, die Arten der Waren, die als Blindenwaren an- 
zusehen sind. Diese Waren müssen in ihren wesentlichen, das 
Erzeugnis bestimmenden Arbeiten von Blinden hergestellt 
sein.“ 

Begründung: 

Es ist gesetzestechnisch richtiger, die in ^ 2 Abs. 2 enthaltene 
Ermächtigung des Bundesministers für Wirtschaft voranzustellen 
und die in Absatz 1 enthaltene Begrenzung der Ermächtigung 
nachfolgen zu lassen. 

3. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „Eine Ordnungswidrigkeit 

begeht“ ersetzt durch die Worte „Ordnungswidrig handelt“. 

\ 

Begründung; 

Anpassung an die bei Ordnungswidrigkeiten jetzt übliche Fassung. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Reinhold Maier 
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